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Vorblatt 


Erstes Besoldungsvereinheitlidiungsgesetz 
(Gesetzentwurf der Bundesregierung) 


A. Problem 

1. Die Bezüge der Besoldungs- und Versorgungsempfänger sind 
allgemein zuletzt durch das Siebente Besoldungsänderungs- 
gesetz vom 15. April 1970 und durch entsprechende Landes- 
gesetze mit Wirkung vom 1. Januar 1970 erhöht worden. 
Eine Anpassung an die seitherige allgemeine Einkommens- 
entwicklung erscheint notwendig. 

2. Durch unterschiedliche Strukturmaßnahmen der Länder sind 
die Bezüge der Landesbeamten — neuerdings besonders 
durch die Einführung von Zulagen für die meisten Beamten 
der verschiedenen Verwaltungszweige — zusätzlich so ver- 
bessert worden, daß der Besoldungsvorsprung der Landes- 
beamten etwa 5 V. H. gegenüber den Bundesbeamten, Rich- 
tern im Bundesdienst, Berufssoldaten und Soldaten auf Zeit 
beträgt. Als Voraussetzung für die Überwindung dieses all- 
gemein als untragbar angesehenen Besoldungsunterschiedes 
zwischen Bund und Ländern wird eine Grundgesetzänderung 
angestrebt, durch die dem Bund die Zuständigkeit zur kon- 
kurrierenden Gesetzgebung für die Besoldung und Versor- 
gung im Bereich der Länder zugewiesen werden soll 
(vgl. Regierungseritwurf — Drucksache VI/ 1009 — und 
Schriftlicher Bericht des Rechtsausschusses — Drucksache 
VI/ 1585 — ). 


B. Lösung 

1. Der Gesetzentwurf sieht im wesentlichen vor: 

a) eine Anpassung der im Bereich des Bundes und der Län- 
der gezahlten Dienst- und Versorgungsbezüge an die 
allgemeine wirtschaftliche Entwicklung durch eine lineare 
Erhöhung der Grundgehälter und Ortszuschläge um 
7 V. H., 
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b) zusätzliche Erhöhung der Beträge des Ortszuschlages um 
einen Sockelbetrag von 27 DM, die insbesondere den 
Empfängern geringerer Einkommen zugute kommt, 

c) eine Verbesserung des Gesetzes über vermögenswirk- 
same Leistungen im Bundesbereich durch Wegfall der 
bisherigen Einkommensgrenze, 

d) eine Verbesserung der Mindestversorgungsbezüge, 

e) einen Stufenplan für die Gewährung von Zulagen als 
Voraussetzung für eine Vereinheitlichung in Bund und 
Ländern, dessen Phasen 

am 1. Januar 1971, 

am 1. Januar 1972 und 

am 1. Januar 1973 in Kraft treten sollen. 

2. Der vorgesehene erste Schritt zur Besoldungsvereinheit- 
lichung setzt das Inkrafttreten des Artikels 74 a GG voraus 
(s. oben A 2). Der Bundesrat hat sich im ersten Durchgang 
dieser Auffassung der Bundesregierung angeschlossen und 
in einer Entschließung zum Ausdruck gebracht, daß er die 
Verabschiedung des Gesetzentwurfs innerhalb von zwei 
Monaten erwarte. 


C. Alternativen 

Initiativgesetzentwurf der Fraktion der CDU/CSU für ein Drittes 
Besoldungsneuregelungsgesetz — Drucksache VI/ 1573 — und 
Bundesratsentwurf eines Siebenten Besoldungsänderungsgeset- 
zes — Drucksache VI/332 — . 


D. Kosten 

Der Bundeshaushalt 1971 würde mit 1010,8 Millionen DM be- 
lastet. Die Mehrbelastung bei der Bundesbahn und Bundespost 
beläuft sich insgesamt auf 1304,7 Millionen DM. 
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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 8. Januar 1971 

1/4 (1/3) — 22500 — Be 21/70 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlos- 
senen 


Entwurf eines Ersten Gesetzes 
, zur Vereinheitlichung des Besoldungsrechts 
in Bund und Ländern (1. BesVG) 

mit Begründung und Anlagen 1 bis 3. 

Federführend ist der Bundesminister des Innern. 

Der Bundesrat hat in seiner 360. Sitzung am 18. Dezember 1970 
gemäß Artikel 76 Abs, 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu 
dem Gesetzentwurf wie aus der Anlage 2 ersichtlich Stellung 
zu nehmen. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme 
des Bundesrates ist in der Gegenäußerung (Anlage 3) dar- 
gelegt. 


Für den Bundeskanzler 
Der Bundesminister des Innern 

Genscher 
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Anlage 1 


Entwurf eines Ersten Gesetzes 
zur Vereinheitlichung des Besoldungsrechts 
in Bund und Ländern 
(1. BesVG) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel I 
§ 1 

(1) An die Stelle der Grundgehälter in der An- 
lage I des Bundesbesoldungsgesetzes in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 14. Dezember 1969 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 2201), zuletzt geändert durch das 
Siebente Gesetz zur Änderung des Bundesbesol- 
dungsgesetzes vom 15. April 1970 (Bundesgesetzbl. I 
S. 339), treten die Grundgehälter nach Anlage 1 die- 
ses Gesetzes. 

(2) Die Sätze der in den Fußnoten zu den Besol- 
dungsgruppen der Besoldungsordnungen A und B 
sowie in den Fußnoten zu der Anlage IV des Bun- 
desibesoldungsgesetzes aufgeführten Zulagen wer- 
den durch die Sätze in der Anlage 2 dieses Gesetzes 
ersetzt. 

§ 2 

(1) Bei Versorgungsempfängern, deren Versor- 
gungsbezügen ein Grundgehalt der Besoldungsord- 
nungen des Bundesbesoldungsgesetzes zugrunde 
liegt, treten an die Stelle der Sätze der Grundgehäl- 
ter in der Anlage I des Bundesbesoldungsgesetzes 
die Sätze in der Anlage 1 dieses Gesetzes. 

(2) Die Versorgungsbezüge, deren Berechnung 
ein Grundgehalt nicht zugrunde liegt, werden um 
sieben vom Hundert erhöht. 

§ 2a 

(1) An die Stelle der Sätze der ruhegehaltfähigen 
Zulagen in den Anlagen I und IV des Bundesbesol- 
dungsgesetzes, die den Versorgungsbezügen am 
Tage vor dem Inkrafttreten dieses Abschnittes zu- 
grunde liegen, treten die nach Anlage 2 dieses Ge- 
setzes maßgebenden Sätze. Den Versorgungsbezü- 
gen zugrunde liegende Zulagen, die für das zu be- 
rücksichtigende Amt in der Anlage 2 dieses Geset- 
zes nicht mehr auf geführt sind, werden um sieben 
vom Hundert erhöht. 

(2) Die ruhegehaltfähigen Zulagen in der An- 
lage VII des Bundesbesoldungsgesetzes und in der 
Anlage 5 des Zweiten Gesetzes zur Neuregelung 
des Besoldungsrechts werden wie folgt erhöht: 

41,10 DM auf 43,98 DM, 

48,60 DM auf 52,01 DM, 

90,80 DM auf 97,16 DM. 


Die ruhegehaltfähigen Zulagen nach Fußnote 1) 
der Anlage VII des Bundesbesoldungsgesetzes und 
nach Fußnote 1 der Anlage 5 des Zweiten Gesetzes 
zur Neuregelung des Besoldungsrechts werden um 
sieben vom Hundert erhöht. 

(3) Die ruhegehaltfähigen Zulagen und die Grund- 
gehaltserhöhungsbeträge in der Anlage 8 des Zwei- 
ten Gesetzes zur Neuregelung des Besoldungsrechts 
und die ruhegehaltfähigen Zulagen in der Uberlei- 
tungsübersicht nach Artikel 7 des Siebenten Geset- 
zes zur Änderung des Bundesbesoldungsgesetzes 
werden wie folgt erhöht: 

33,50 DM auf 35,85 DM, 

43,20 DM auf 46,23 DM, 

65,90 DM auf 70,52 DM, 

67,00 DM auf 71,69 DM, 

144,80 DM auf 154,94 DM. 

§ 2 b 

Die Ausgleichszulagen nach § 48 a Abs. 3 Satz 2 
des Bundesbesoldungsgesetzes oder nach § 5 a 
Abs. 5 des Gesetzes zur Einführung von Beamten- 
recht des Bundes im Saarland in der Fassung des 
Artikels VI des Dritten Gesetzes zur Änderung be- 
amtenrechtlicher und besoldungsrechtlicher Vor- 
schriften vom 31. August 1965 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1007) oder nach Artikel II § 4 Abs. 2 des Vierten 
Gesetzes zur Änderung des Bundesbesoldungsgeset- 
zes vom 19. Juli 1968 (Bundesgesetzbl. I S. 843) ver- 
mindern sich um den Betrag, um den sich nach die- 
sem Äbschnitt das Grundgehalt (einschließlich ruhe- 
gehaltfähiger Zulagen) erhöht. 

§ 3 

(1) An die Stelle der Sätze des Ortszuschlages in 
der Anlage II des Bundesbesoldungsgesetzes treten 
die Sätze in der Anlage 3 dieses Gesetzes. 

(2) In § 12 Abs. 2 Satz 2 des Bundesbesoldungs- 
gesetzes werden die Worte „einhundertundvierzig" 
und „einhundertzweiundzwanzig" ersetzt durch die 
Worte „einhundertundachtundachtzig" und „einhun- 
dertundzweiundsiebzig" . 

(3) Bei Versorgungsbezügen, denen ein Ortszu- 
schlag nicht zugrunde liegt, werden die ruhegehalt- 
fähigen Bezüge zusätzlich um siebenundzwanzig 
Deutsche Mark erhöht. 

§ 4 

(1) In § 118 Abs. 1 Satz 3, § 140 Abs. 1 Satz 2 
zweiter Halbsatz und § 158 Abs. 4 Satz 1 erster 
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Halbsatz des Bundesbeamtengesetzes in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 22. Oktober 1965 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 1776), zuletzt geändert durch . . . 
(Bundesgeseizbl. IS.,..), werden jeweils die Worte 
„Besoldungsgruppe A2" durch die Worte „Besol- 
dungsgruppe A3" ersetzt. 

(2) In § 26 Abs. 1 Satz 3 und § 53 Abs. 4 des Sol- 
datenversorgungsgesetzes in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 20. Februar 1967 (Bundesgesetz- 
blatt I S. 201), zuletzt geändert durch . . . (Bundes- 
gesetzbl. IS,...), werden jeweils die Worte „Besol- 
dungsgruppe 2" durch die Worte „Besoldungs- 
gruppe 3" ersetzt 

§ 5 

Das Gesetz über vermögenswirksame Leistungen 
für Bundesbeamte, Berufssoldaten und Soldaten auf 
Zeit vom 17. Juli 1970 (Bunde sgesetzbl. I S. 1097) 
wird wie folgt geändert: 

1. In der Überschrift ist hinter „Bundesbeamte" ein- 
zufügen: 

„Richter,". 

2. '§ 1 erhält folgende Fassung: 

.§ 1 

(1) Vermögenswirksame Leistungen nach dem 
Vermögensbildungsgesetz in der jeweils gelten- 
den Fassung erhalten 

1. Bundesbeamte, Richter, Berufssoldaten und 
Soldaten auf Zeit, 

2. Bundesbeamte auf Widerruf im Vorberei- 
tungsdienst. 

(2) Vermögenswirksame Leistungen werden 
für die Kalendermonate gewährt, in denen dem 
Berechtigten Dienstbezüge oder Unterhaltszu- 
schuß zustehen und er diese Bezüge erhält. 

(3) Der Anspruch auf die vermögenswirksa- 
men Leistungen entsteht frühestens für den Ka- 
lendeimonat, in dem der Berechtigte die nach § 4 
Abs. 1 erforderlichen Angaben mitteilt, und für 
die beiden vorangegangenen Monate desselben 
Kalenderjahres." 


Artikel I a 
ABSCHNITT I 
§ 1 

Gemeinsame Vorschriften 

(1) Zulagen nach diesem Abschnitt werden als 
Bestandteil von Dienstbezügen gewährt; die Sätze 
sind Monatsbeträge. 

(2) Zulagen werden nach diesem Abschnitt nur 
gewährt, soweit nicht bereits nach anderen Vor- 
schriften eine Amtszulage oder eine Stellenzulage 
zusteht oder sonst etwas anderes bestimmt ist. 


(3) Nach den Vorschriften dieses Abschnitts wird 
nur eine der Zulagen gewährt, soweit nicht etwas 
anderes bestimmt ist. Amtszulagen und rüiiegehait- 
fähige Stellenzulagen gehen nichtruhegehaltfähigen 
Zulagen vor. 

(4) Sind die einem Beamten oder Soldaten nach 
anderen Vorschriften zustehenden Amtszulagen und 
Stellenzulagen insgesamt niedriger als die nach die- 
sem Abschnitt zustehenden Zulagen, so wird eine 
Stellenzulage in Höhe des Unterschiedes gewährt. 

(5) In der Bundesbesoldungsordnung A des Bun- 
desbesoldungsgesetzes werden 

in den Vorbemerkungen die Nummern 5 und 6, 
in der Besoldungsgruppe 5 die Fußnote ^), 

in den Besoldungsgruppen 6 und 7 die Fußnoten- 
hinweise ^) mit den hierzu gehörigen Fußnoten, 

in der Besoldungsgruppe 9 die Fußnotenhin- 
weise ^) mit der hierzu gehörigen Fußnote, 

in den Besoldungsgruppen A 10 und All die Fuß- 
notenhinweise ^) mit den hierzu gehörigen Fußno- 
ten 

gestrichen. 

§ 2 

Technische Dienste 

(1) Beamte des mittleren Dienstes in Laufbahnen, 
bei deren Eingangsamt in der Besoldungsgruppe 5 
der Bundesbesoldungsordnung A der Fußnotenhin- 
weis ^) ausgebracht ist, erhalten eine Amtszulage 
von 67 DM. 

(2) Beamte des gehobenen Dienstes, deren Ein- 
gangsamt die Besoldungsgruppe 9 der Bundesbesol- 
dungsordnung A ist, erhalten eine ruhegehaltfähige 
Stellenzulage von 100 DM, wenn als Anstellungs- 
voraussetzung die Abschlußprüfung einer Ingenieur- 
schule vorgeschrieben ist oder gefordert wird und 
der Beamte die Prüfung mit Erfolg abgelegt hat. 
Satz 1 gilt für Berufssoldaten und Soldaten auf Zeit 
entsprechend. 

§ 3 

Beamte und Soldaten im Programmierdienst 

(1) Beamte des mittleren und des gehobenen 
Dienstes erhalten für die Zeit ihrer überwiegenden 
Verwendung im Bereich der Ablaufplanung und 
Programmierung von Arbeitsverfahren unter Einsatz 
von elektronischen Datenverarbeitungsmaschinen 
und Systemprogrammen eine nichtruhegehaltfähige 
Stellenzulage. Sie beträgt für die Beamten 


des mittleren Dienstes 67 DM, 

des geholbenen Dienstes 100 DM. 


(2) Absatz 1 gilt für Polizeivollzugsbeamte und 
Soldaten mit der Maßgabe, daß die Zulage für Un- 
terführer/Unteroffiziere 67 DM und für Offiziere bis 
zur Besoldungsgruppe A 12 100 DM beträgt. Die 
Amtszulagen nach den Fußnoten ^) zu den Besol- 
dungsgruppen A 7 und A 8 werden auf die Zulagen 
nach Satz 1 nicht angerechnet. 
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(3) Die Zulage nach Absatz 1 beträgt 20 DM, 
wenn außerdem eine Zulage nach § 2 Abs. 1 ge- 
währt wird. Die Zulage nach den Absätzen 1 und 2 
beträgt 45 DM, wenn außerdem eine Zulage nach § 2 
Abs. 2 gewährt wird. 

§ 4 

Rechtspfleger 

Beamte des gehobenen Dienstes, die bei Gerichten 
oder Staatsanwaltschaften tätig sind und die Be- 
fähigung zur Wahrnehmung von Rechtspflegerauf- 
gaben haben, erhalten eine nichtruhegehaltfähige 
Stellenzulage von 100 DM. 

§ 5 

Beamte der Steuerverwaltung 
und der Zollverwaltung 

(1) Beamte der Steuerverwaltung und der Zoll- 
verwaltung erhalten 

im mittleren Dienst eine nichtruhegehaltfähige 
Stellenzulage von 67 DM, 

im gehobenen Dienst eine nichtruhegehaltfähige 
Stellenzulage von 100 DM. 

(2) Beamte der Steuerverwaltung und der Zollver- 
waltung können für die Zeit ihrer überwiegenden 
Verwendung im Außendienst der Steuerprüfung 
oder der Zollfahndung nach näherer Bestimmung 
des Bundesministers der Finanzen als Beamte 

des mittleren Dienstes eine nichtruhegehalt- 
fähige Stellenzulage von 87 DM, 

des gehobenen Dienstes eine nichtruhegehalt- 
fähige Stellenzulage von 145 DM 

erhalten, die an die Stelle der Zulage nach Absatz 1 
tritt. 

§ 6 

Sonstige Dienste 

(1) Die Beamten des einfachen Dienstes erhalten 
eine nichtruhegehaltfähige Stellenzulage von 40 DM. 
Beamte in den Sonderlaufbahnen der Betriebsauf- 
seher, Bundesbahnschaffner, Postschaffner, Trieb- 
wagenführer, Zollbootsmänner, Zollmaschinenwär- 
ter, Zollwachtmeister sowie der Bundesbahnbetriebs- 
warte, Fernmeldewarte, Gleiswarte, Leitungswarte, 
Panzerwarte, Postwarte, Schleusenbetriebswarte er- 
halten die Zulage nach Satz 1 neben den Amtszu- 
lagen nach den Fußnoten zu den Besoldungsgrup- 
pen A 2 bis A 4. 

(2) Die Beamten des mittleren Dienstes erhalten 
in Laufbahnen, deren Eingangsamt die Besoldungs- 
gruppe A 5 ist, eine nichtruhegehaltfähige Stellen- 
zulage von 67 DM. Die Zulage beträgt 20 DM, wenn 
außerdem eine Zulage nach § 2 Abs. 1 oder § 3 
Abs. 1 gewährt wird; sie entfällt, wenn außer der 
Zulage nach § 2 Abs. 1 eine solche nach § 3 Abs. 3 
Satz 1 gewährt wird. 

(3) Die Beamten des gehobenen Dienstes erhalten 
in Laufbahnen, deren Eingangsamt die Besoldungs- 


gruppe A 9 ist, eine nichtruhegehaltfähige Stellen- 
zulage von 100 DM. Die Zulage beträgt 45 DM, 
wenn außerdem eine Zulage nach § 2 Abs. 2 oder 
§ 3 Abs. 1 gewährt wird; sie entfällt, wenn außer 
der Zulage nach § 2 Abs. 2 eine solche nach § 3 
Abs. 3 Satz 2 gewährt wird. 

(4) Beamte des höheren Verwaltungsdienstes ein- 
schließlich der Beamten besonderer Fachrichtungen, 
Studienräte, Richter und Militärpfarrer erhalten in 
der Besoldungsgruppe A 13 vom Zeitpunkt der Ein- 
weisung in eine Planstelle an eine Amtszulage von 
100 DM, wenn sie die für ihre Laufbahn vorgeschrie- 
bene Vorbildung und Ausbildung besitzen und in 
einem Amt der Besoldungsgruppe A 13 erstmals an- 
gestellt worden sind. 

§ 7 

Polizeivollzugsbeamte, Soldaten 

(1) § 6 gilt entsprechend für Polizeivollzugsbe- 
amte des Bundesgrenzschutzes mit Dienstbezügen 
sowie für Berufssoldaten und Soldaten auf Zeit mit 
folgenden Maßgaben: 

1. Absatz 1 gilt für Beamte und Soldaten der Besol- 
dungsgruppen A 1 bis A 4. 

2. Absatz 2 gilt für Beamte als Unterführer und 
Soldaten als Unteroffiziere in den Besoldungs- 
gruppen A 5 bis A 10; die Amtszulagen nach den 
Fußnoten zu den Besoldungsgruppen A 7 und 
A 8 werden nicht angerechnet. 

3. Absatz 3 gilt für Offiziere in den Besoldungs- 
gruppen A 9 bis A 13. 

4. Absatz 4 gilt für Offiziere, die in der Besoldungs- 
gruppe A 13 eine Dienstzeit von drei Jahren 
zurückgelegt haben, wenn sie eine für ihre Lauf- 
bahn vorgeschriebene, dem § 6 Abs. 4 entspre- 
chende Vorbildung und Ausbildung besitzen. 

Zusätzlich zu der Zulage nach Satz 1 erhalten 
Polizeivollzugsbeamte nach näherer Bestimmung 
des Bundesministers des Innern und Soldaten nach 
näherer Bestimmung des Bundesministers der Ver- 
teidigung im Einvernehmen mit dem Bundesminister 
des Innern vom 19. Monat nach der Einstellung an für 
die Zeit ihrer überwiegenden Verwendung als Füh- 
rer/Ausbilder im Außen- und Geländedienst eine 
nichtruhegehaltfähige Stellenzulage von 50 DM; 
diese tritt an die Stelle einer Zulage nach § 6 Abs. 3 
Satz 2. 

(2) § 6 gilt für Beamte des kriminalpolizeilichen 
Vollzugsdienstes mit folgenden Maßgaben: 

1. Absatz 2 gilt für die Beamten des allgemeinen 
Kriminaldienstes. 

2. Absatz 3 gilt für die Beamten des gehobenen 
Dienstes. 

3. Absatz 4 gilt für Beamte des höheren Dienstes 
in der Besoldungsgruppe A 13 vom Zeitpunkt 
der Einweisung in eine Planstelle an, wenn sie 
eine für ihre Laufbahn vorgeschriebene, dem § 6 
Abs. 4 entsprechende Vorbildung und Ausbil- 
dung besitzen und in einem Amt der Besoldungs- 
gruppe A 13 erstmals angestellt worden sind. 
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§ 8 

Flugsicherungslotsen 

Beamte des gehobenen Dienstes in den Besol- 
dungsgruppen A 9 bis All und Soldaten in diesen 
Besoldungsgruppen erhalten im Flugsicherungskon- 
trolldienst eine ruhegehaltfähige Stellenzulage von 
145 DM. 

§ 9 

Stufenregelung zu §§ 4 bis 7 

Die §§ 4 bis 7 gelten bis zum 31. Dezember 1972 
mit folgenden Maßgaben; 

Die Zulagen betragen — in DM — 

ab 1. Januar ab 1. Januar 
1971 1972 

nach 

§4 34 68 

— statt 100 — — statt 100 — 

§ 5: 


Abs. 

1 



24 

48 





— statt 67 — 

— statt 67 — 





34 

68 





— statt 100 — 

— statt 100 — 

Abs. 

2 



75 

82 





— statt 87 — 

— statt 87 — 





115 

130 





— statt 145 — 

— statt 145 — 

§ 6: 






Abs. 

1 



14 

28 





— statt 40 — 

— statt 40 — 

Abs. 

2 



24 

48 





— statt 67 — 

— statt 67 — 

Abs. 

3 



34 

68 





— statt 100 — 

— statt 100 — 

Abs. 

4 



34 

68 





— statt 100 — 

— statt 100 — 

§ 7 






Abs. 

1 

Satz 

1, 



Abs. 

2 



Beträge wie § 6 

Beträge wie § 6 

Abs. 

1 

Satz 

2 

50 

50 


ABSCHNITT II 


§ 10 

(1) Bei Versorgungsempfängern aus dem Perso- 
nenkreis der Beamten des mittleren Dienstes in 
Laufbahnen, bei deren Eingangsamt in der Besol- 
dungsgruppe 5 der Bundesbesoldungsordnung A die 
Fußnote ausgebracht ist, wird den Versorgungs- 
bezügen mit Wirkung vom Inkrafttreten dieses Ab- 
schnittes eine Amtszulage nach Abschnitt I § 2 
Abs. 1 zugrunde gelegt. Den bisherigen Zulagen 
nach den Fußnoten zu den Besoldungsgruppen 5 
bis 7 der Bundesbesoldungs Ordnung A in der am 
31. Dezember 1970 geltenden Fassung entfallen. 
Voraussetzung für die Anwendung der Sätze 1 und 2 
ist, daß das innegehabte Amt den gleichen Amtsin- 
halt wie das mit einer Amtszulage ausgestattete 


Amt hat; entsprechendes gilt für Ämter, die mit 
ihrem Amtsinhalt mit den Sätzen 1 und 2 erfaßten 
Ämtern übereinstim_men, auch wenn die Amtsbe- 
zeichnung abweicht. 

(2) Bei Versorgungsempfängern aus dem Perso- 
nenkreis der Beamten des gehobenen Dienstes wird 
den Versorgungsbezügen mit Wirkung vom Inkraft- 
treten dieses Abschnittes eine ruhegehaltfähige 
Stellenzulage nach Abschnitt I § 2 Abs. 2 zugrunde 
gelegt, wenn die Voraussetzungen dieser Vorschrift 
erfüllt sind. Die bisherigen Zulagen nach Fußnote 
zur Besoldungsgruppe 9 und nach Fußnoten zu 
den Besoldungsgruppen 10 und 11 der Bundesbesol- 
dungsordnung A in der am 31. Dezember 1970 gel- 
tenden Fassung entfallen. Absatz 1 Satz 3 gilt sinn- 
gemäß. 

(3) Bei Versorgungsempfängern aus dem Perso- 
nenkreis der Beamten des höheren Verwaltungs- 
dienstes einschließlich der Beamten besonderer 
Fachrichtungen, der Studienräte, Richter, Militär- 
pfarrer und der Polizeivollzugsbeamten, die Versor- 
gungsbezüge nach der Besoldungsgruppe 13 der 
Bundesb es oldungs Ordnung A erhalten, wird den 
Versorgungsbezügen mit Wirkung vom Inkrafttre- 
ten dieses Abschnittes eine Amtszulage nach Ab- 
schnitt I § 6 Abs. 4 in der nach § 9 jeweils maßge- 
benden Höhe zugrunde gelegt, wenn die Voraus- 
setzungen dieser Vorschrift, für Polizeivollzugsbe- 
amte in Verbindung mit Abschnitt I § 7 Abs. 1 Nr. 4, 
erfüllt sind: Absatz 1 Satz 3 gilt sinngemäß. Daß Be- 
amte besonderer Fachrichtungen vor Erlaß der ent- 
sprechenden Richtlinien als andere als Laufbahnbe- 
werber angestellt worden sind, steht der Anwen- 
dung der Sätze 1 und 2 nicht entgegen. 

(4) Bei Versorgungsempfängern aus dem Perso- 
nenkreis der Beamten des Flugsicherungskontroll- 
dienstes, die Versorgungsbezüge nach den Besol- 
dungsgruppen 9, 10 oder 11 der Bundesbesoldungs- 
ordnung A erhalten, wird den Versorgungsbezügen 
mit Wirkung vom Inkrafttreten dieses Abschnittes 
eine ruhegehaltfähige Stellenzulage nach Abschnitt I 
§ 8 zugrunde gelegt. Die bisherige Zulage nach der 
Vorbemerkung 6 der Bundesbesoldungsordnung A 
in der am 31. Dezember 1970 geltenden Fassung ent- 
fällt. Absatz 1 Satz 3 gilt sinngemäß. Absatz 3 findet 
insoweit keine Anwendung. 

(5) Ruhegehaltfähige Zulagen, die nach anderen 
Vorschriften den Versorgungsbezügen zugrunde lie- 
gen, vermindern sich um die Zulagen nach den Ab- 
sätzen 1 bis 4. 

(6) Die Absätze 1 bis 5 finden auf die Empfänger 
von Übergangsgebührnissen keine Anwendung. 

§ 11 

Für Versorgungsempfänger aus dem Personen- 
kreis der Berufssoldaten der Bundeswehr und der 
früheren Berufssoldaten, die nach dem Gesetz zur 
Regelung der Rechtsverhältnisse der unter Arti- 
kel 131 des Grundgesetzes fallenden Personen in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 13. Oktober 1965 
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(Bundesgesetzbl. I S. 1685), zuletzt geändert durch 
. , . (Bundesgesetzbl. I S. . . .), anspruchsberechtigt 
sind, gilt § 10 Abs. 2 bis 5 entsprechend mit folgen- 
den Maßgaben: 

1. § 10 Abs. 2 gilt nur für Versorgungsempfänger 
aus dem Personenkreis der Berufsoffiziere, die 
Versorgungsbezüge nach den Besoldungsgruppen 
9 bis 13 der Bundesbesoldungsordnung A erhal- 
ten. 

2. § 10 Abs. 3 gilt nur für Versorgungsempfänger 
aus dem Personenkreis der Berufsoffiziere, die 
die Voraussetzung des Abschnittes I § 7 Abs. 1 
Nr. 4 dieses Gesetzes erfüllen. 

3. § 10 Abs. 4 gilt für Versorgungsempfänger aus 
dem Personenkreis der Berufssoldaten im Flug- 
sicherungskontrolldienst, die Versorgungsbezüge 
nach den Besoldungsgruppen A 9 bis All er- 
halten. 

§ 12 

Artikel II § 4 des Vierten Gesetzes zur Änderung 
des Bundesbesoldungsgesetzes vom 19. Juli 1968 
(Bundesgesetzbl. I S. 843) ist mit Wirkung vom In- 
krafttreten dieses Abschnittes mit der Maßgabe an- 
zuwenden, daß rulhegehaltfähige Zulagen, die ein- 
heitlich im Eingangsamt und im ersten Beförde- 
rungsamt der Laufbahn des Beamten vorgesehen 
sind, bei der Bemessung der Versorgungsbezüge aus 
dem ersten Beförderungsamt der Laufbahngruppe zu 
berücksichtigen sind, wenn das erste Beförderungs- 
amt der Laufbahn des Beamten der Besoldungs- 
gruppen 3, 6, 10 oder 14 der Bundesbesoldungsord- 
nung A zugeordnet ist. 


Artikel II 
§ 1 

(1) An die Stelle der Sätze der Grundgehälter in 
der Besoldungsordnung A und der Besoldungsgrup- 
pen 1 bis 7 der Besoldungsordnung B der Landesbe- 
soldungsgesetze treten nach Maßgabe der folgenden 
Absätze die Grundgehälter in der Anlage 1 dieses 
Gesetzes. Die Sätze der Grundgehälter in den Be- 
soldungsgruppen B 8 und höher werden um sie- 
ben vom Hundert erhöht. 

(2) Die Sätze der Grundgehälter nach den Besol- 
dungsgesetzen des Landes Nordrhein-Westfalen und 
der Freien und Hansestadt Hamburg sind an die 
Sätze des Absatzes 1 in entsprechender Anwendung 
des § 4 Abs. 4 des Zweiten Besoldungsneuregelungs- 
gesetzes vom 14. Mai 1969 (Bundesgesetzbl. I S. 365) 
anzupassen. 

(3) Die Sätze der Grundgehälter in Besoldungs- 
ordnungen/Besoldungsgruppen für Hochschullehrer 
sowie Zuschüsse zur Ergänzung des Grundgehalts 
sind an die Sätze des Absatzes 1 anzupassen. 

(4) Für die Sätze der Amtszulagen, Stellenzula- 
gen und alle sonstigen Zulagen sowie für Beträge 


zur Erhöhung des Grundgehalts gilt Artikel II a Ab- 
schnitt 1. 

(5) Sind in landesrechtlichen Vorschriften, die für 
besondere Bereiche Grundsätze zur Bemessung von 
Grundgehältern festlegen, Regelungen über Rah- 
mensätze, Höchstbeträge, Mittelbeträge oder ent- 
sprechende Begrenzungen getroffen, können die 
Vorschriften an die Absätze 1 bis 4 angepaßt wer- 
den. 

§ 2 

(1) Bei Versorgungsempfängern, deren Versor- 
gungsbezügen ein Grundgehalt der Besoldungsord- 
nungen der Landesbesoldungsgesetze zugrunde 
liegt, treten an die Stelle der bisherigen Sätze der 
Grundgehälter die Sätze der Grundgehälter nach § 1 
Abs. 1 bis 3 dieses Artikels. 

(2) Bei Versorgungsempfängern, 'deren Versor- 
gungsbezügen ein Grundgehalt nach einer früheren 
Besoldungsordnung oder einer Rechtsvorschrift im 
Sinne des § 1 Abs. 5 dieses Artikels zugrunde liegt, 
werden die Grundgehälter um sieben vom Hündert 
erhöht. 

(3) Die Versorgungsbezüge, deren Berechnung 
ein Grundgehalt nicht zugrunde liegt, werden um 
sieben vom Hundert erhöht. 

(4) Soweit den Versorgungsbezügen Zulagen 
oder Beträge im Sinne des § 1 Abs. 4 zugrunde lie- 
gen, sind diese nach Artikel II a Abschnitt II anzu- 
passen. 

§ 3 

(1) An die Stelle der Sätze des Ortszuschlages 
nach den Landesbesoldungsgesetzen treten die 
Sätze in der Anlage 3 dieses Gesetzes. 

(2) Bei Versorgungsbezügen, denen ein Ortszu- 
schlag nicht zugrunde liegt, werden die ruhegehalt- 
fähigen Bezüge zusätzlich um siebenundzwanzig 
Deutsche Mark erhöht. 

§ 4 

Die Vorschriften des Bundesbeamtengesetzes über 
die Mindestversorgung, die Mindestunfallversor- 
gung und die Mindestkürzungsgrenze (§ 158 Abs. 4 
Satz 1) gelten unmittelbar auch für den Bereich der 
Länder. 

Artikel II a 

ABSCHNITT I 

§ 1 

(1) Dieser Abschnitt gilt für die Beamten der 
Länder, Gemeinden, Gemeindeverbände und der 
übrigen Körperschaften, Anstalten und Stiftungen 
des öffentlichen Rechts, die der Aufsicht eines Lan- 
des unterstehen, sowie für die Richter im Landes- 
dienst mit Ausnahme der öffentlichen Religions- 
gesellschaften. 
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(2) Die Länder können zu den §§ 3, 5 Vorschrif- 
ten zur Ausführung erlassen. 

§ 2 

Ab 1. Januar 1973 gilt Artikel I a §§ 1 bis 6 ent- 
sprechend. Die für diese Bereiche bestehenden Lan- 
desregelungen treten außer Kraft. 

§ 3 

Bis zum 31. Dezember 1972 dürfen die für den 
Geltungsbereich des § 2 am Tage des Inkrafttretens 
dieser Vorschrift bestehenden Landesregelungen 
zugunsten der Beamten sowohl hinsichtlich der An- 
spruchsvoraussetzungen einschließlich der Vor- 
schriften über das Zusammentreffen mehrerer Zu- 
lagen als auch hinsichtlich der Höhe nur im Rahmen 
des Artikels I a §§ 1 bis 6 geändert werden; eine 
stufenweise Anpassung im Rahmen des Artikels I a 
§ 9 ist zulässig. 

§ 4 

Die Polizeivollzugsbeamten der Besoldungsord- 
nung A erhalten nach Abschluß ihrer Ausbildung 
eine nichtruhegehaltfähige Stellenzulage (Polizei- 
zulage) von 110 DM. Diese tritt an die Stelle bisher 
in Landesgesetzen ausgebrachter Stellenzulagen, 
Zulagen oder Zuwendungen für Posten- und Strei- 
fendienst und entsprechender Zulagen sowie an die 
Stelle von Zehrzulagen. 

§ 5 

(1) Für andere als die unter §§ 2 bis 4 fallenden 
Amtszulagen und Stellenzulagen sowie für Zwi- 
schenbesoldungsgruppen und Beträge zur Erhöhung 
des Grundgehalts gilt folgendes: 

1. Am 1. Oktober 1970 bestehende Landesregelun- 
gen dürfen sowohl hinsichtlich des Geltungsbe- 
reiches als auch hinsichtlich der Anspruchsvor- 
aussetzungen einschließlich von Vorschriften 
über das Zusammentreffen mehrerer Zulagen 
nicht zugunsten der Beamten geändert werden. 

2. Die Beträge können zusammen mit einer allge- 
meinen Erhöhung der Grundgehälter bis zum 
gleichen Ausmaß unter Wahrung der Abstände 
zu den darunter und darüber liegenden Grund- 
gehaltssätzen angehoben werden; dies gilt nicht 
für Zulagen oder Zwischengruppen, die für „her- 
ausgehobene Dienstposten“ oder unter ähnlicher 
generalisierender • Kennzeichnung ausgebracht 
sind. Satz 1 gilt für Amtszulagen und Stellenzu- 
lagen sowie Grundgehaltserhöhungsbeträge nur. 


soweit 

im einfachen Dienst 40 DM, 

im mittleren Dienst 67 DM, 

im gehobenen Dienst 100 DM und 

im höheren Dienst 140 DM 


nicht überschritten werden. 


3. Neue Zulagen oder Zwischengruppen dürfen nur 
eingeführt werden, wenn dies durch das Bundes- 
besoldungsgesetz bestimmt oder zugelassen 
wird. 

4. Vorschriften über Zulagen oder Zwischengrup- 
pen, die für „herausgehobene Dienstposten“, 
„nach Maßgabe des Haushalts“ oder unter ähn- 
licher generalisierender Kennzeichnung ausge- 
bracht sind, treten am 31. Dezember 1972 außer 
Kraft; der Bund erläßt Ubergangsvorschriften. 

(2) Landesregelungen über die Gewähruug von 
Zulagen zur Abgeltung besonderer bei der Bewer- 
tung des Amtes nicht iberücksichtigter Erschwernisse, 
die bis zur Verkündung dieses Gesetzes erlassen 
sind, gelten in der bei Inkrafttreten dieses Paragra- 
phen gültigen Fassung unverändert fort. 


ABSCHNITT II 


§ 6 

Durch Landesgesetz ist zu bestimmen, daß die vor- 
handenen Versorgungsempfänger an den Maßnah- 
men nach Artikel I a Abschnitt II dieses Gesetzes 
entsprechend den Regelungen des Abschnittes I die- 
ses Artikels von denselben Zeitpunkten an beteiligt 
werden. 


Artikel III 

§ 1 

(1) Soweit sich aus den vorstehenden Vorschrif- 
ten oder dem Bundesbesoldungsgesetz nicht etwas 
anderes ergibt, gelten die landesrechtlichen Gesetze 
und Rechtsverordnungen, soweit sie die Besoldung 
oder die Versorgung zum Gegenstand haben, in der 
bei Inkrafttreten dieses Gesetzes gültigen Fassung 
unverändert fort. 

(2) Soweit die gemäß Absatz 1 fortgeltenden Vor- 
schriften zum Erlaß besoldungsrechtlicher oder ver- 
sorgungsrechtlicher Vorschriften ermächtigen, ruht 
die Ermächtigung. 

§ 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

§ 3 

(1) Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1971 in Kraft, 
soweit Absatz 2 nichts anderes vorschreibt. 

(2) Artikel I a §<§ 4 bis 7 und Artikel II a § 2 
treten am 1. Januar 1973, Artikel la Abschnitt II 
tritt am 1. Juli 1971 in Kraft. 
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A n 1 a g e 1 


Grundgehaltssätze in der Anlage I des Bundesbesoldungsgesetzes 


Besol- 

dungs- 

gruppe 

Ortszuschlag 

Tarifklasse 

1 

2 

3 

Dienstaltersstufe 

4 5 

6 

7 

Besoldungsordnung A 








1 


460,38 

481,13 

501,88 

522,63 

543,38 

564,13 

584,88 

2 


497,41 

518,16 

538,91 

559,66 

580,41 

601,16 

621,91 

3 


544,57 

566,50 

588,43 

610,36 

632,29 

654,22 

676,15 

4 

II 

571,57 

596,92 

622,27 

647,62 

672,97 

698,32 

723,67 

5 


597,49 

626,38 

655,27 

684,16 

713,05 

741,94 

770,83 

6 


642,22 

672,18 

702,14 

732,10 

762,06 

792,02 

821,98 

7 


707,17 

737,13 

767,09 

797,05 

827,01 

856,97 

886,93 

8 


748,53 

785,44 

822,35 

859,26 

896,17 

933,08 

969,99 

9 


859,24 

897,33 

935,42 

973,51 

1 011,60 

1 049,69 

1 087,78 

10 

Ic 

959,09 

1 006,38 

1 053,67 

1 100,96 

1 148,25 

1 195,54 

1 242,83 

11 

1 117,20 

1 165,67 

1 214,14 

1 262,61 

1 311,08 

1 359,55 

1 408,02 

12 


1 216,92 

1 274,70 

1 332,48 

1 390,26 

1 448,04 

1 505,82 

1 563,60 

13 


1 378,93 

1 441,31 

1 503,69 

1 566,07 

1 628,45 

1 690,83 

1 753,21 

14 

Ib 

1 419,17 

1 500,06 

1 580,95 

1 661,84 

1 742,73 

1 823,62 

1 904,51 

15 

1 600,39 

1 689,30 

1 778,21 

1 867,12 

1 956,03 

2 044,94 

2 133,85 

16 


1 778,87 

1 881,69 

1 984,51 

2 087,33 

2 190,15 

2 292,97 

2 395,79 


Besoldungsordnung B 


1 

Ib 

2 845,13 

Beträge zur Erhöhung des Grundgehalts: 

2 

3 374,36 

A 14, Fußnote 5: 

259,20 DM 

3 


3 530,36 

A 15, Fußnote 5: 

259,20 DM 

4 


3 765,01 



5 


4 034,23 



6 


4 288,46 



7 

I a 

4 535,73 



8 


4 793,50 



9 


5 113,53 



10 


6 107,35 



11 


6 667,82 
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8 

9 

10 

Dienstaltersstufe 

11 12 

13 

14 

15 

Dienst- 

alters- 

zulage 

605,63 

526,38 







20,75 

642,66 

663,41 

684,16 






20,75 

698,08 

720,01 

741,94 






21,93 

749,02 

774,37 

799,72 



* 



25,35 

799,72 

828,61 

857,50 






28,89 

851,94 

881,90 

911,86 

941,82 





29,96 

916,89 

946,85 

976,81 

1 006,77 

1 036,73 

1 066,69 



29,96 

1 006,90 

1 043,81 

1 080,72 

1 117,63 

1 154,54 

1 191,45 



36,91 

1 125,87 

1 163,96 

1 202,05 

1 240,14 

1 278,23 

1 316,32 



38,09 

1 290,12 

1 337,41 

1 384,70 

1 431,99 

1 479,28 

1 526,57 



47,29 

1 456,49 

1 504,96 

1 553,43 

1 601,90 

1 650,37 

1 698,84 

1 747,31 


48,47 

1 621,38 

1 679,16 

1 736,94 

1 794,72 

1 852,50 

1 910,28 

1 968,06 


57,78 

1 815,59 

1 877,97 

1 940,35 

2 002,73 

2 065,11 

2 127,49 

2 189,87 


62,38 

1 985,40 

2 066,29 

2 147,18 

2 228,07 

2 308,96 

2 389,85 

2 470,74 


80,89 

2 222,76 

2 311,67 

2 400,58 

2 489,49 

2 578,40 

2 667,31 

2 756,22 

2 845,13 

88,91 

2 498,61 

2 601,43 

2 704,25 

2 807,07 

2 909,89 

3 012,71 

3 115,53 

3 218,35 

102,82 
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Anlage 2 


Sätze der Amtszulagen und Stellenzulagen in der Anlage I des 
Bundesbesoldungsgesetzes sowie der ruhegehaltfähigen Zulagen 
in der Anlage IV des Bundesbesoldungsgesetzes 


1. Amtszulagen 


Besoldungsgruppe A 

2, 

Fußnote 1 : 

28,89 DM 

Besoldungsgruppe A 

3, 

Fußnote 1 : 

28,89 DM 

Besoldungsgruppe A 

4, 

Fußnote 2: 

28,89 DM 

Besoldungsgruppe A 

7, 

Fußnote 3: 

35,85 DM 

Besoldungsgruppe A 

8, 

Fußnote 3: 

46,23 DM 

Besoldungsgruppe A 

12, 

Fußnote 1 : 

108,00 DM 

Besoldungsgruppe A 15, 

Fußnote 4: 

162,00 DM 

ab 15. DASt: 



259,20 DM 

Besoldungsgruppe B 

9, 

Fußnote 2: 

485,36 DM 

Besoldungsgruppe B 10, 

Fußnoten 1 und 2; 

346,68 DM 

Ruhegehaltfähige Stellenzulagen 


Besoldungsgruppe A 

2, 

Fußnote 3: 

27,00 DM 

Besoldungsgruppe A 

3, 

Fußnote 2: 

27,00 DM 


Besoldungsgruppe A 4, 

Fußnote 1 a: 

33,50 DM 

Besoldungsgruppe A 4, 

Fußnote 1 b: 

27,00 DM 

Besoldungsgruppe A 13, 

Fußnote 1 : 

162,00 DM 

Besoldungsgruppe A 14, 

Fußnote 3: 

86,40 DM 

Besoldungsgruppe A 14, 

Fußnote 4: 

168,50 DM 

Nichtruhegehaltfähige Stellenzulagen 


Besoldungsgruppe A 2, 

Fußnote 2: 

40,00 DM 

Besoldungsgruppe A 7, 

Fußnote 2: 

50,00 DM 

Besoldungsgruppe A 8, 

Fußnote 2: 

50,00 DM 


4. Ruhegehaltfähige Zulagen 


Anlage IV, Nr. 1, 

Fußnote 1 : 

97,16 DM 

Anlage IV, Nr. 1, 

Fußnote 2: 

52,01 DM 

Anlage IV, Nr. 1, 

Fußnote 3: 

43,98 DM 
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Anlage 3 


Ortszusdilag 


Tarifklasse 

Zu der Tarifklasse 
gehörende 
Besoldungsgruppen 

Ortsklasse 

Stufe 1 

stufe 2 

Stufe 3 
(bei einem 
kinderzuschlags- 
berecbtigten 
Kind) 

Monatsbeträge in DM 

I a 

B3bisB 11 

S 

374 

456 

499 



S 

329 

405 

448 

Ib 

B 1 und B 2, 

s 

306 

387 

430 


A 13 bis A 16 

s 

271 

342 

385 

Ic 

A9bis A 12 

A 

265 

335 

378 



A 

251 

315 

358 

II 

A 1 bis A 8 

A. 

243 

314 

357 



A 

229 

293 

336 


Bei mehr als einem kinderzuschlagsberechtigten 
Kind erhöht sich der Ortszuschlag für jedes weitere 
zu berücksichtigende Kind, und zwar 

für das zweite bis zum fünften Kind 

um je 50 DM, 

für das sechste und die weiteren Kinder 

um je 62 DM. 
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Begründung 


Die Beamtenbezüge sind allgemein zuletzt durch das 
Siebente Gesetz zur Änderung des Bundesbesol- 
dungsgesetzes vom 15. April 1970 (Bundesgesetzbl. I 
S. 339) und durch entsprechende Landesgesetze der 
allgemeinen Einkommensentwicklung mit Wirkung 
ab 1. Januar 1970 angepaßt worden. 

Durch unterschiedliche Strukturmaßnahmen der Län- 
der sind die Bezüge der Beamten in den Ländern 
— in neuester Zeit insbesondere durch Einführung 
von Zulagen für die meisten Beamten der verschie- 
denen Verwaltungszweige — zusätzlich angehoben 
worden; das Besoldungsgefüge in Bund und Ländern 
hat sich trotz vorangegangener Verstärkung der 
rahmenrechtlichen Bindungen so stark auseinander- 
entwickelt, daß nach Auffassung aller beteiligten 
Kreise zur Überwindung der als untragbar angese- 
henen Besoldungsunterschiede zwischen den Län- 
dern und zum Bund besondere Anstrengungen not- 
wendig geworden sind. Daher hat die Bundesregie- 
rung einen Gesetzentwurf zur Äncierung des Grund- 
gesetzes eingebracht, der vorsieht, daß dem Bund 
für die Besoldung und Versorgung im Bereich der 
Länder die Zuständigkeit zur konkurrierenden Ge- 
setzgebung zugewiesen wird (Drucksache VI/ 1009). 

Der vorliegende Gesetzentwurf verbindet eine allge- 
meine Anhebung der Beamtengehälter und Versor- 
gungsbezüge in Bund und Ländern, die die son- 
stige Einkommensentwicklung angemessen berück- 
sichtigt, mit ersten Schritten zur Besoldungsverein- 
heitlichung; er setzt somit das Inkrafttreten des 
Artikels 74 a des Grundgesetzes (siehe die oben 
erwähnte Drucksache VI/ 1009) voraus. 

Artikel I, I a des Gesetzentwurfs enthalten Rege- 
lungen für den Bereich des Bundes, Artikel II, II a 
Regelungen für den Bereich der Länder. 

Durch Artikel I § 1 sollen die Grundgehälter der im 
Bundesdienst stehenden Besoldungsempfänger um 
sieben vom Hundert erhöht werden (Absatz 1). Die 
Zulagensätze sollen durch Absatz 2 angepaßt wer- 
den; diese Regelung steht auch im Zusammenhang 
mit den Vorschriften des Artikels I a, durch die das 
allgemeine Zulagenproblem in Richtung der Zusam- 
menführung in Bund und Ländern gelöst werden 
soll. 

Artikel I §§ 2 ff. sehen eine entsprechende An- 
hebung der den Versorgungsbezügen zugrunde lie- 
genden Grundgehälter und Zulagen vor. 

Die Ortszuschläge sollen um denselben Prozentsatz 
wie die Grundgehälter angehoben werden; jedoch 
enthalten die Beträge eine zusätzliche Erhöhung um 
einen einheitlichen Betrag von siebenundzwanzig 
Deutsche Mark in allen Stufen und Tarifklassen, der 
unter dem Gesichtspunkt sozialer Ausgestaltung die 
Empfänger kleinerer Einkommen stärker berücksich- 
tigt (Artikel I § 3). 


Durch Artikel I § 4 werden die Mindestversorgungs- 
bezüge, die Mindestunfallversorgungsbezüge und 
die Mindestkürzungsgrenze nach dem Bundesbeam- 
tengesetz und dem Soldatenversorgungsgesetz 
durch Zugrundelegung der letzten Grundgehalts- 
stufe der Besoldungsgruppe A 3 statt der Besol- 
dungsgruppe A 2 wesentlich verbessert. Diese Maß- 
nahme ist aus sozialen Gründen geboten. Die Erhö- 
hungsbeträge des § 118 Abs. 1 Satz 4 BBG und des 
§ 26 Abs. 1 Satz 4 SVG, durch die die künftigen Neu- 
regelungen erleichtert werden sollen, werden in der 
bisherigen Höhe aufrechterhalten. Eine gleichzeitige 
Anhebung der Erhöhungsbeträge aus Anlaß der all- 
gemeinen Erhöhung der Bezüge ist wegen der sich 
durch Zugrundelegung der Besoldungsgruppe A 3 
ergebenden wesentlichen Verbesserung nicht ver- 
tretbar. 

Durch die in Artikel I § 5 vorgesehenen Änderun- 
gen werden die Voraussetzungen für die allge- 
meine Gewährung von vermögenswirksamen Lei- 
stungen, also unabhängig von der im Gesetz vom 
17. Juli 1970 vorgesehenen Einkommensgrenze, ge- 
schaffen. 

Artikel I a Abschnitt I enthält einen Stufenplan, der 
die nach Erlaß des Zweiten Besoldungsneuregelungs- 
gesetzes des Bundes in den Ländern unterschied- 
lich eingeführten Zulagen zunächst vereinheitlicht 
und auf den Bereich des Bundes überträgt. Dabei 
wird zugleich durch den für den Bereich der Länder 
maßgebenden Artikel II a Abschnitt I sichergestellt, 
daß Anpassungen nur in Richtung der Vereinheit- 
lichung nach Artikel I a vorgenommen werden. Die- 
ser Stufenplan, der bis Ende 1972 vollzogen sein 
soll, zielt darauf ab, die Regelung in ein Gesamt- 
konzept einmünden zu lassen: In diesem sollen die- 
jenigen Zulagen, die allen Beamten gleichmäßig ge- 
währt werden, wieder in eine ausgewogene Tabelle 
der Grundgehälter eingebaut werden, während Zu- 
lagen wieder der Berücksichtigung echter Besonder- 
heiten vorzubehalten sein werden. In Artikel I a 
Abschnitt II werden die Zulagenregelungen für die 
aktiven Beamten des Bundes auf die Versorgungs- 
bezüge übertragen; in Artikel II a Abschnitt II wird 
die Anpassung der Versorgungsbezüge für den Be- 
reich der Länder vorgeschrieben. 

Im einzelnen sieht Artikel I a Abschnitt I für die 
Zulagen im Bereich des Bundes vor: 

§ 1 Gemeinsame Vorschriften, die im wesentlichen 
dazu dienen, eine Häufung von Zulagen im Falle des 
Vorliegens mehrerer Tatbestände bei einem Beam- 
ten in vertretbaren Grenzen zu halten, 

§ 2 Regelungen für Beamte in Laufbahnen des 
technischen Dienstes, 

§ 3 Regelungen für Programmierer, 

§ 4 Regelungen für Rechtspfleger, 
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§ 5 Regelungen für Beamte der Steuerverwaltung 
und der Zollverwaltung, 

§ 6 Regelungen für sonstigen Verwaltungsdienst, 

§ 7 Regelungen für Polizeivollzugsbeamte und Sol- 
daten, 

§ 8 Regelungen für Flugsicherungslotsen, 

§ 9 bringt die Stufenregelung, mit der einmal er- 
reicht wird, daß durch Verteilung der finanziellen 
Aufwendungen für die Vereinheitlichung auf meh- 
rere Jahre die allgemeine Anpassung der Beamten- 
bezüge an die sonstige Entwicklung so wenig wie 
möglich beeinträchtigt wird} zum anderen wird eine 
ausreichende übergangsfrist zur Konzipierung einer 
ausgewogenen abschließenden Lösung gewonnen. 

Abschnitt II enthält in den §§ 10 bis 12 die notwen- 
digen Überleitungsregelungen für die Versorgungs- 
bezüge, soweit es sich um Amtszulagen und ruhe- 
gehaltsfähige Stellenzulagen handelt. 

Durch Artikel II §§ 1 bis 3 sollen die neuen Sätze 
der Grundgehälter und der Ortszuschläge auf den 
Bereich der Länder übertragen werden. 

Dabei sollen die Sätze der Grundgehälter in den 
nur durch Zahlen gekennzeichneten Besoldungsgrup- 
pen der Besoldungsordnungen A und B sowie die 
Sätze des Ortszuschlages als Bundesrecht für die 
Länder unmittelbar gelten (§ 1 Abs. 1, §§ 2, 3), wäh- 
rend für besondere Bereiche, in denen Besonderhei- 
ten in den Ländern zu berücksichtigen sind, eine 
Verpflichtung zur Anpassung der Grundgehalts- 
sätze normiert werden soll: Letzteres gilt für die 
weitere Bereinigung einzelner noch bestehender 
Präferenzen bei den Grundgehältern in Nordrhein- 
Westfalen und Hamburg (Absatz 2), für den Be- 
reich der Hochschullehrerbesoldung (Absatz 3) so- 
wie für den kommunalen Bereich (Absatz 5). 

Artikel II § 4 sieht vor, daß die Vorschriften des 
Bundesbeamtengesetzes über die Mindestversor- 
gungsbezüge, die Mindestunfallversorgungsbezüge 
und die Mindestkürzungsgrenze auch für den Be- 
reich der Länder unmittelbar gelten. Damit wird 
sichergestellt, daß sich die aus sozialen Gründen 
gebotene Erhöhung der Mindestversorgungsbezüge 
zum gleichen Zeitpunkt wie im Bundesbereich auch 
im Bereich der Länder auswirkt. Zugleich wird den 


Zusammenhängen mit der allgemeinen Erhöhung 
der Bezüge (vgl. zu Artikel I § 4) und der Verein- 
heitlichung der Grundgehaltssätze Rechnung getra- 
gen. Wegen des Begriffs des Bereichs der Länder 
wird auf Artikel 74 a Abs. 1 und Abs. 4 GG in der 
vorgesehenen Fassung hingewiesen, 

Artikel II a, der die Anpassung der Zulagenregelun- 
gen für den Bereich der Länder an die Vorschriften 
für den Bund enthält, sieht im einzelnen vor: 

In Abschnitt I die Regelungen für die aktiven Be- 
amten, und zwar in 

§ 1 den Geltungsbereich, 

§ 2 die unmittelbare Geltung 

der für die Bundesbeamten vorgesehenen Vorschrif- 
ten für die Beamten in den Ländern ab 1. Januar 
1973, 

§ 3 Anpassungsklauseln während der Übergangs- 
zeit, 

§ 4 die Einführung einer für die Polizeivollzugs- 
beamten in den Ländern ab 1. Januar 1971 unmittel- 
bar geltenden Zulagenregelung, 

§ 5 Anpassungsregelungen für sonstige in den be- 
soldungsrechtlichen Landesvorschriften enthaltene 
Zulagenregelungen. 

Abschnitt II § 6 schreibt die Anpassung der Versor- 
gungsbezüge mit Bezug auf die Zulagen einmal zur 
Teilnahme an der allgemeinen Besoldungserhöhung, 
zum anderen zur Mitnahme von Strukturverbesse- 
rungen wie nach Artikel I a Abschnitt II für den Bun- 
desbereich vor. 

Nach Artikel III § 1 soll das bisherige Besoldungs- 
recht der Länder unverändert fortgelten, soweit es 
nicht durch das vorgesehene Gesetz unmittelbar ge- 
ändert wird oder Anpassungen vorgeschrieben sind. 
Dies ist zur Sicherstellung notwendig, daß einem 
Anschluß ge setz zur umfassenderen Regelung von 
Strukturfragen für eine größere Zahl von Gruppen 
öffentlich-rechtlicher Bediensteter das zur Zeit in 
den Ländern geltende Recht ohne erneute Verände- 
rungen zugrunde gelegt werden kann. 

Artikel III §§ 2 und 3 enthalten die vorgeschriebene 
Berlin-Klausel und die Vorschrift über das Inkraft- 
treten des Gesetzes. 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


Der Bundesrat geht bei der heutigen Beschlußfas- 
sung davon aus, daß eine Verfassungsänderung 
Voraussetzung für die Wirksamkeit des zu verab- 
schiedenden Gesetzentwurfs ist. 

Der Bundesrat weist darauf hin, daß er zu diesem 
Gesetzentwurf im ersten Durchgang und damit nicht 
endgültig bewertend Stellung nimmt und daß daher 
noch Raum und Zeit für Veränderungen bestehen. 

Aus diesem Grunde ist sein heutiges Votum nicht 
präjudizierend und kein unveränderbares Votum. 

Der Bundesrat geht davon aus, daß die Beratungen 
im Bundestag zu einer befriedigenden Gesamtkon- 
zeption führen. Er begrüßt in diesem Sinne die zwi- 
schen der Bundesregierung und den Bundestags- 


fraktionen eingeleiteten Gespräche. Der Bundesrat 
hofft gleichzeitig, daß eine Synchronisierung von 
Gesetzentwurf und Verfassungsänderung erreichbar 
ist. 

Der Bundesrat setzt weiter mit seinem heutigen Be- 
schluß voraus, daß Bund und Länder bis zur Verab- 
schiedung des Gesetzentwurfs keine günstigere Re- 
gelung treffen als sie im Bundesbesoldungsgesetz 
oder am 1. Januar 1971 in besoldungsrechtlichen Re- 
gelungen mindestens eines Drittels der Länder be- 
steht. Der Bundesrat verbindet damit die Hoffnung, 
daß eine weitere Auseinanderentwicklung der Besol- 
dung verhindert wird und die Harmonisierung ge- 
sichert bleibt, wobei davon ausgegangen wird, daß 
die Verabschiedung in den nächsten zwei Monaten 
erfolgt. 
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Anlage 3 


Auffassung der Bundesregierung 
zu der Stellungnahme des Bundesrates 


Die Bundesregierung begrüßt die Entschließung des 
Bundesrates, mit der einer weiteren Auseinander- 
entwicklung der Besoldung bis zur Verabschiedung 
des Gesetzentwurfs durch den Deutschen Bundestag 
und den Bundesrat entgegengetreten wird; sie wird 
ihrerseits alles in ihren Kräften Stehende tun, um 
die Einheit der Besoldung herbeizuführen. 
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